Wien, Donnerstag, den 8. Jänner 1885. XVIII. Jahrgang. Nr. 2. 


Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift an Verwaltung. 


on Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Prä jonspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
a vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 

Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 

das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenutniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. BE 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beklagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen 
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wenn unverftegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


Wir theilen den P. T. Abonnenten mit, daß 
vom 1. Jänner 1885 an die Adminiſtration und Expedition 
dieſer Zeitſchrift von der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ 
und Univerſitäts⸗ Buchhandlung in Wien übernommen 
worden iſt. 

Die P. T. Abonnenten werden daher erſucht, ihre Prä⸗ 
numerationserneuerung für 1885 an die Manz’fche Buch⸗ 


Inhakt: 


Die Ausgabe von Marken ſeitens der Induſtrieunternehmungen. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die politiſche Behörde als ſolche ift nicht berufen, ein Zeugniß darüber auszustellen, 
ob eine (expropriirte) Grundfläche als Baugrund anzuſehen ſei. Eine ſolche 
Beſcheinigung ſteht nur der ordentlichen (autonomen) Baubehörde zu. t 

Für die Bewilligung der Uebertragung eines Gaſt⸗ und Schankgewerbes von einer 
Betriebslocalität auf eine andere desſelben Ortes hat der Localbedarf nicht in 
Betracht zu kommen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Ausgabe von Marken ſeitens der Indultrie- | 
unternehmungen. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 


Ich habe hier nicht diejenige Art von Marken im Auge, welche 
die Induſtriellen zu gebrauchen pflegen, um die Provenienz ihrer Er- 
zeugniſſe ſofort kennbar zu machen und welche unter den beſonderen 
Schutz des Geſetzes (kaiſ. Patent vom 7. December 1858, R. G. Bl. 
Nr. 280, über den Markenſchutz) geſtellt ſind. Was unter obigem Titel 
in Folgendem dem Leſer vorgeführt werden ſoll, betrifft eine andere, 
allerdings auch im Kreiſe der Induſtrie übliche Einrichtung. Allein 
dieſe kommt lediglich in dem internen Verkehre zwiſchen der Werksfirma 
und ihren Arbeitern und einzelnen für dieſe geſchaffenen Anſtalten vor 
und hat eine weſentlich andere Function zu erfüllen, als jene. 

Einzelne Induſtrieunternehmungen, an deren Seite Conſumanſtalten 
und Werksreſtaurationen beſtehen, halten überdies für ihre Arbeiter, 
welche jene benützen wollen, noch auch auf beſtimmte Beträge: 5, 10, 
20, 25 kr., lautende Marken aus Weiß⸗ oder Schwarzblech, aus Kupfer, 
Nickel oder wohl auch aus ſteifem Papiere bereit, um ſie über ſpecielles 
Verlangen den Arbeitern zu verabfolgen. Die Ausgabe geſchieht bei der 
Werkscaſſe au beſtimmten Tagen der Woche, ſelten an ſolchen, wo die 
Arbeiter ihren Lohn ausgezahlt erhalten. Es iſt ganz dem Belieben 


bezieht. 


des Arbeiters anheimgeſtellt, ob er von der Einrichtung Gebrauch machen 
will oder nicht; ein Zwang zur Abnahme dieſer Marken wird nicht 
geübt. Wie viel ſolcher Marken an den Einzelnen verabfolgt werden, 
hängt in erſter Linie von dem Betreffenden ſelbſt ab, der ſie wünſcht 
und bezieht. Doch haben die meiſten vorſichtigeren Werksleitungen ihrer— 
ſeits eine nach Ort und Branche wechſelnde Grenze fixirt, über welche 
hinaus die Ausgabe nicht mehr bewilligt werden darf; dieſe Grenze iſt 
mit Rückſicht auf die Lohnhöhe des einzelnen Arbeiters beſtimmt. Mit 
dieſen Marken pflegt nun der Arbeiter das zu bezahlen, was er in dem 
Werksgaſthauſe an Speiſen und Getränken conſumirt, oder an Lebens⸗ 
mitteln und anderen Artikeln aus dem Lebensmittelmagazine zuweilen 
Der Eaſſier der Conſumanſtalt, wie der Wirth der Werks— 
reſtauration präſentirt nun an einem beliebigen, manchenorts wieder an 
beſtimmten Tagen die bei ihm eingegangenen Marken an der Werks⸗ 
caſſe, um ſie in Geld einzulöſen. Der Arbeiter wieder erhält beim 


nächſten Zahlungstage ſoviel von ſeinem Lohne abgezogen, als ihm an 


Marken ſeinerzeit verabſolgt worden war. 

Dieſe Einrichtung erfreut ſich einer ziemlich ſtarken Verbreitung. 
Sie kommt in Frankreich, Belgien und Deutſchland vor; in der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie weiß ich ſie in den Provinzen Ober- und Nieder⸗ 
öſterreich, Steiermark, Kärnten und Krain beſtehend. Sie findet ſich 
zumeiſt in der Metall- und Eiſenbranche und hier wieder ſowohl bei 
den Unternehmungen der Gewinnung der Rohſtoffe (Bergbaue und 
Verhüttung) wie bei jenen der weiteren Verarbeitung. 

Wie einfach auch die Sache auf den erſten Blick zu ſein ſcheint, 
ſo hat es doch mancherlei Schwierigkeiten, die wirthſchaftliche und recht— 
liche Natur dieſer Inſtitution zu beſtimmen und deren Tragweite richtig 
zu beurtheilen. Denn es greifen da ſo verſchiedene Momente und 
Geſichtspunkte ineinander und, je nachdem man den einen oder anderen 
der letzteren ausſchließlich berückſichtigt, wird das Urtheil entweder zu 
Gunſten oder gegen die Inſtitution ausſallen. 

Wir wollen zunächſt die wirthſchaftliche Bedeutung dieſes Marken⸗ 
ſyſtems beleuchten. 

Es liegt auf der Hand, daß die Einrichtung für jene Unter⸗ 
nehmungen, bei denen ſie beſteht, nur von Vortheil iſt. Denn ſie macht 
es denſelben möglich, den Arbeitern Vorſchüſſe zu geben, ohne ſofort 


immer die eigene Caſſe in Anſpruch nehmen zu müſſen; ſie erſpart 


ihnen umſtändlichere Rechnungs- und Caſſemanipulationen, die noth⸗ 
wendig wären, wenn die in Marken erfolgten Beträge in Baarem 
ausgezahlt werden müßten; ſie bindet den Arbeiter ſtärker an die bei 
dem Werke beſtehenden Wohlfahrtseinrichtungen für die Verpflegung 
(Conſumanſtalten, Werkstraiterien) und ſichert dieſen dadurch einen 
regelmäßigen Geſchäftsgang. — Schwieriger iſt es, ſich klar zu werden, 
worin der Vortheil beſtehe, welchen fie für den Arbeiter beſitzt. Und 
ein ſolcher muß doch vorhanden ſein, da es ſonſt unbegreiflich wäre, 
weshalb die Inſtitution von dieſer Seite ſo verhältnißmäßig ſtarken 
Zuſpruch findet. Ein ſolcher Vortheil iſt denn auch thatſächlich vorhanden; 
er liegt in Folgendem: Durch dieſe Marken, welche eine Art Organiſatton 


des Bequemlichkeitscredites darstellen, bekommt der Arbeiter Mittel in 
die Hand, welche ihm ermöglichen, in der Werksreſtauration und in dem 
Lebensmittelmagaziue gerade jo billig zu kaufen, als wenn er in Baarem 
zahlen würde; er entgeht damit den Preisaufſchlägen der Borgwirth- 
ſchaft und jenen abſichtlichen wie abſichtsloſen kleinen Uebervortheilungen, 
welche in deren Gefolge vorzukommen pflegen und die der Volksmund 
mit dem Worte: „mit doppelter Kreide aufſchreiben“ ſo treffend 
bezeichnet. Dieſer Vortheil iſt von beſonderem Werthe da, wo die 
üblichen Lohntermine weit auseinander liegen und das betreffende Werks⸗ 
oder Fabriksunternehmen keine Baarvorſchüſſe zu geben pflegt. — Dem 
eben beſprochenen Vortheile ſtehen indeß auch einige bemerkenswerthe 
Nachtheile gegenüber. Einer derſelben liegt darin, daß der Arbeiter, 
welcher ſich der Marken bedient, für gewiſſe Bedürfniſſe an ein einziges 
beſtimmtes Geſchäft gebunden iſt; wenn auch dieſe Verbindung in der 
Regel nicht zu ſeinem Nachtheile ausſchlägt, nachdem Conſumanſtalten 
und Werksreſtaurationen ihn meiſt gut und billig bedienen, ſo kann 
dieſelbe doch unter Umſtänden für ihn zu einer höchſt läſtigen Unbe- 
quemlichkeit werden. Ferner iſt die Marke ein Ding, welches der 
Arbeiter viel leichter aus der Hand läßt, als das baare Geld; dadurch 
geſchieht es, daß bei dieſem Syſteme er ſich namentlich in den Werks— 
reſtaurationen leicht verleiten läßt, mehr zu conſumiren, als er fonft 
gethan haben würde. Endlich wird die Einrichtung bei manchen Werken 
ſo ſtark ausgenützt, daß die Arbeiter in Folge der Abzüge für empfangene 
Marken an den Lohntagen manchmal nur ſehr wenig Freigeld heraus⸗ 
bekommen. Allein alle dieſe Nachtheile laſſen ſich durch eine wachſame 
Controle mehr oder weniger vermeiden; ſie erſcheinen daher nicht als 
ſo gewichtig, um die Wagſchale zu Ungunſten der Einrichtung zu belaſten. 

Wie verhält ſich nun die beſchriebene Einrichtung zu den poſitiven 
Normen des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes? Erſcheint fie im Hin⸗ 
blicke auf dieſe zuläſſig oder nicht? 

Die Praxis der Verwaltung zeigt in der Behandlung der Sache 
noch vielfaches Schwanken; man iſt noch zu keinem ſicheren einheitlichen 
Geſichtspunkte gelangt. Die Bergrevierämter haben die Einrichtung, wenn 
ſie im Kreiſe der ihrer Competenz unterſtehenden Bergbauunternehmungen 
irgendwo auftrat, nicht beanſtändet; ebenſo verfuhren die politiſchen 
Behörden bezüglich der in ihre Competenz fallenden anderen gewerblichen 
Unternehmungen, welche die Zahlmarken bei ſich eingeführt hatten. Eine 


Aenderung in dieſer Praxis griff erſt play, als die beiden Fälle, welche 


in den Jahren 1877 und 1878 in Verhandkung geſtanden und in deu 
oberſteu Inſtanzen zu Ungunſten der Einrichtung entſchieden worden 
find, in weiteren Kreiſen bekannt wurden (ſ. Ztſchr. f. Vw. Jahrg. 1877 
Nr. 44, S. 175; Jahrg. 1878 Nr. 21, S. 83). Von da ab wurde 
die Inſtitution von vielen politiſchen Aemtern als eine unſtatthafte 
angeſehen und behandelt. 

Man kann die Zohlmarken in Betreff ihrer Zuläſſigkeit ſowohl 
vom Standpunkte des Gewerbe- wie des Finanzrechtes anſehen. 

Die öſterreichiſche Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 


R. G. Bl. Nr. 227, enthält in dem Abſatze d des 8 133 in dem 


Capitel von den Uebertretungen und Strafen eine wenn auch dürftige, 
aber doch immerhin in dieſer Hinſicht verwendbare Beſtimmung. Dort 
wird den Gewerbsleuten, „welche ſich Bedrückungen der Arbeiter durch 
Ablohnung in Waaren oder durch andere vorſchriftswidrige Vorgänge 
zu Schulden kommen laſſen“, eine Strafe von zehn bis zu hundert 
Gulden angedroht. In dieſer gegen das ſogenannte Truckſyſtem gerichteten 
Beſtimmung unterſcheidet das Geſetz zwei Kategorien von verbotenen 
Bedrückungen der Arbeiter, die eine ſpecielle durch Ablohnung in 
Waaren, die zweite allgemeine durch vorſchriftswidrige Vorgänge anderer 
Art überhaupt. Es frägt ſich nun, ob und inwieweit die Ausgabe von 
Marken unter eine jener Kategorien eingereiht werden kann. So wie 
ich die Einrichtung angetroffen und oben näher charakteriſirt habe, 
beſitzt ſie keineswegs ſolche Merkmale, um ſie als eine Art der verbotenen 
Ablohnung in Waaren anſehen zu können. Denn die dargeſtellte 
Ausgabe dieſer Marken erfolgt weder an dem Zahlungstage, noch auch 
in der Abſicht, die Arbeiter damit zu entlohnen; ferner wird weder ein 
directer noch indirecter Zwang auf die Arbeiter ausgeübt, daß ſie dieſe 
Marken an Zahlungsſtatt annehmen. Anders freilich würde ſich der 
Fall ſtellen, wenn irgendwo die Arbeiter gehalten wären, unter allen 
Verhältniſſeu uur Marken ſtatt des Lohnes zu nehmen. In dieſer 
meiner Auffafſung kann mich der Umſtand nicht beirren, daß deutſche 
Gerichte in einzelnen Judicaten einen anderen Standpunkt vertreten. 
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1882 ſprach das deutſche Reichsgericht zum S 115 der deutſchen 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 Folgendes aus: „Die von 
einem Gewerbetreibenden oder den ihm geſetzlich gleichgeſtellten Perſonen 
auf Anrechnung des Lohnes an die Arbeiter erfolgte Aushändigung 
von Marken, auf welche bei dritten Perſonen Lebensmittel entnommen 
werden können, iſt unſtatthaft und ſtrafbar.“ — Ein anderes Judicat desſelben 
Gerichtes vom 23. November 1882 ſagt wieder: „Die Verrechnung von 
Blechmarken (für Lebensmittel und Waaren bezüge) bei der Lohnzahlung 
der Arbeiter fällt unter das Strafverbot des § 115, Abſ. 1 der 
Gewerbeordnung.“ — In einem dritten Falle entſchied dasſelbe Gericht 
unterm 8. Jänner 1883 wie ſolgt: „Die Auszahlung von Lohn⸗ 
vorſchüſſen an Arbeiter in Bons, welche berechtigen bei einem beſtimmten 
Gewerbsmanne Waaren zu entnehmen und die Bons als Zahlungsmittel 
zu benützen, fällt unter die Strafbeſtimmung des $ 146 der Gewerbe⸗ 
ordnung.“ — Abgeſehen davon, daß dieſen Entſcheidungen ein beſtimmt 
qualificirter Thatbeſtand mit beſonderen, von der oben gekennzeichneten 
Praxis abweichenden Merkmalen zu Grunde liegt, beziehen ſich dieſe 
Judicate auf eine Vorſchrift der deutſchen Gewerbeordnung, welche 
textlich weſentlich anders lautet, als die von uns angezogene analoge Beſtim⸗ 
mung des § 133, hit 4 der öſterreichiſchen Gewerbeordnung. — Unter die 
zweite Kategorie von verbotenen Bedrückungen der Arbeiter, welche unſer 
Geſetz im Auge hat, läßt ſich die Ausgabe von Zahlmarken gar nicht 
einreihen. Denn wenn man nicht etwa die allgemeinen Beſtimmungen 
des a. b. G. B. über Verträge überhaupt und von den entgeltlichen 
über Dienſtleiſtungen in Betracht ziehen will, beſtehen keine Vorſchriften, 
welche ſich auf beſtimmte andere (eine Bedrückung involvirende) Vorgänge 
im Verkehre und Verhältniſſe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
beziehen. 

Weſentlich anders geſtaltet ſich die Sache, wenn man die Einrichtung 
aus dem Standpunkte des öſterreichiſchen Finanzrechtes beurtheilt, wie 
dies ja auch in den gedachten, bisher letztinſtanzlich ausgetragenen beiden 
Fällen (ſiehe Ztſchr. f. Verw. 1877 und 1878) geſchehen iſt. Es 
beſteht nämlich ein im Reichsgeſetzblatte, Ergänzungsband 1849 Nr. 123 
mitgetheilter Normativerlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 8. Februar 
1849, womit die Ausgabe geldvertretender Privatanweiſungen verboten 
wird. Derſelbe lautet: „In vielen Gegenden, beſonders in Fabriksbezirken 
hat die Emiſſion von Privatzetteln auf 20 und 10 Kreuzer ſtattgeſunden. 
Dieſer Mißbrauch hat ſich in manchen Gegenden bereits zu einem gefährlichen 
Grade geſteigert. Das Finanzminiſterium findet ſich dadurch veranlaßt, 
dem Uebel mit aller Kraft entgegen zu treten. Ein ſolcher Vorgang 
greift in die Hoheitsrechte des Staates und in die Anwendung der 
Finanzgeſetzgebung ein und iſt daher an ſich ungeſetzlich. Er iſt aber 
auch nachtheilig, weil er die Scheidemünze und das Silbergeld gänzlich 
entbehrlich macht und aus dem Umlaufe drängt, ſomit der verderblichen 
Speculation mit baarem Gelde erſt recht unter die Arme greift. Endlich 


iſt er auch ſehr gefährlich, nicht blos weil derlei Emiſſionen, indem ſie 


aller Controle ermangeln, weit über die Kräfte des Einzelnen, von dem 
ſie ausgehen, getrieben werden können, ſondern weil auch die betreffenden 
Zetteln der Verfälſchung ein weites Feld öffnen und ſo in beiden Fällen 
gerade die ärmſten Claſſen der Bevölkerung in's Mitleid ziehen. Die 
Finanzverwaltung und die Nationalbank tragen alle Sorge, daß die 
Provinzialcaſſen nach Kräften mit der erforderlichen Scheidemünze verſehen 
werden. Durch das Zugeſtändniß der Nationalbank, die Viertel- und 
halben Theile der Eingulden-Noten einzulöſen, iſt das Aeußerſte geſchehen, 
was man in dieſer Beziehung zugeben kann. Es dürfte nun gar kein 
Grund mehr vorhanden ſein, der die Emiſſion dieſer Privatanweiſungen 
irgendwie noch rechtfertigte und das Finanzminiſterium fühlt ſich verpflichtet, 
das k. k. Landespräſidium (von Linz, Graz, Trieſt und Innsbruck) 
auſmerkſam zu machen, daß, wenn ſich in irgend einem Theile der ihrer 
Leitung anvertrauten Provinz noch derlei Zettel im Umlaufe befinden 
ſollten, anf die Abſtellung dieſes Mißbrauches alle Sorgfalt zu verwenden, 
und die Ausſteller ſolcher Zettel mit allem Nachdrucke zu verhalten, die⸗ 
ſelben binnen einer ihnen zu ſtellenden peremtoriſchen Friſt einzulöſen.“ Dieſer 
Erlaß, deſſen Grundſätze ſchon früher mit einem Erlaſſe der gleichen 
Centralſtelle vom 7. December 1848 (R. G. Bl. Nr. 12, S. 14 
und 15 des Ergänzungsbandes Jahrg. 1849) dem böhmiſchen Landes⸗ 
präſidium anläßlich gleicher Vorkommniſſe in feinem Verwaltungsgebiete 
eröffnet worden war, erhielt dann feine Ausdehnung auch auf Nieder - 
öſterreich (Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums an das niederöſterreichiſche 
Landesregierungspräſidium vom 27. April 1849 (R. G. Bl. Nr. 232, 


Mir liegen drei ſolcher Sprüche vor: Mit Erkenntniß vom 22. September Ergzbd. 1849), ſowie auf Mähren und Schleſien (Erlaß des k. k. Finanz⸗ 


miniſteriums vom 15. Mai 1849 an das mähr.⸗ſchleſ. Landespräſidium, 
R. G. Bl. Nr. 248, Ergzbd. 1849, S. 284). 

Es kann im Hinblicke auf Geiſt und Wortlaut dieſer Erläſſe 
nun kaum einem Zweifel mehr unterliegen, daß es den Privaten nicht 
erlaubt ſei, geldvertretende Privatanweiſung (Noten, Zettel) zu emittiren; 
und in extenſiver Auslegung des dort ausgeſprochenen Grundſatzes muß 
weiterhin geſagt werden, daß es ebenſo wenig ſtatthaft ſei, geldvertretende 
Werthzeichen anderer Art und auf anderer Grundlage, als jener des 
Credites auszugeben, nachdem auch mit der Emiſſion ſolcher in das 
Staatshoheitsrecht des Münzregales eingegriffen wird. Allein weder 
jenes ausdrücklich ausgeſprochene, noch dieſes lediglich im Folgerungswege 
erſchloſſene Princip können auf unſere Einrichtung angewendet werden, 
ſoferne dieſelbe in der Weiſe gehalten und prakticirt wird, wie es iu 
dem einleitenden Theile dieſes Aufſatzes dargeſtellt worden iſt. Denn 
dieſen dort beſchriebenen gewerblichen Zahlmarken fehlt eben das weſentliche 
Erforderniß des Geldes, nämlich die allgemeine Giltigkeit oder auch nur 
eine für den Arbeiter des betreffenden Gewerbeinhabers beſtehende Verpflich- 
tung zur Annahme der Marken an Zahlungsſtatt. Sie vertreten das Geld 
in keiner anderen Weiſe, als dies bei Wechſeln oder Cheks der Fall 
iſt, deren ſich der Verkehr vielfach als Zahlungsmittel bedient, wo die 
Benützung des wirklichen Geldes größere oder geringere Schwierigkeiten 
bereitet. Es iſt dies eine rein thatſächliche, auf ſtillſchweigender oder 
ausdrücklicher Uebereinkunft der Verkehrenden baſirte Subſtitution, welche 
jeden Augenblick wieder durch andere Uſancen und Vereinbarungen 
verändert werden kann. 

Dieſe Ausführungen laſſen ſich in dem Endreſultate zuſammenfaſſen, 
daß die Ausgabe von Marken in der oben angeführten Form und 
Function an und für ſich weder gegen die betreffende Vorſchrift der 
Gewerbeordnung verſtoße, noch auch den beſtehenden finanzrechtlichen 
Normen zuwiderlaufe, daß ſie aber unzuläſſig und daher ſtrafweiſe zu 
verfolgen ſei, ſobald ſie jenen Charakter ändere und die ausgegebenen 
Marken mit dem Zwange zur Annahme, wenn auch nur ſeitens der 
Arbeiter, ausgerüſtet würden oder wären. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die politiſche Behörde als folche iſt nicht berufen, ein Zeugniß 

darüber auszuſtellen, ob eine (expropriirte) Grundfläche als Bau⸗ 

grund anzuſehen ſei. Eine ſolche Beſcheinigung ſteht nur der 
ordentlichen (autonomen) Baubehörde zu. 

Mit dem Erkenntniſſe der Landesregierung in T. vom 9. October 
1883, 3. 9888, wurde Wenzel L. verpflichtet erklärt, von feiner zu 
der Realität Nr. 34 und 35 in T. gehörigen Grundparcelle Nr. 76 
eine Grundarea von 1144| M. zur Erbreiterung der Reichsſtraßen⸗ 
durchfahrtsſtrecke in der Vorſtadt S., beziehungsweiſe zur Anlegung 
eines Trottoirs gegen im Wege der Vereinbarung oder gerichtlichen 
Schätzung ſeſtzuſetzende Entſchädigung au die Stadtgemeinde in T. 
abzutreten. Gegen dieſes Expropriationserkenntniß hat L. an das 
Miniſterium des Innern recurrirt ſeinem Recurſe wurde jedoch mit 
dem Erlaſſe vom 13. Jänner 1884, 3. 19.974, keine Folge gegeben. 

Im Mai 1884 wendete ſich die Stadtgemeinde T. an die Bezirks- 
hauptmannſchaft um Ausfertigung eines vom Oberlandesgerichte in B. 
abverlangten Zeugniſſes über den Umſtand, ob die expropriirte Grund— 
fläche noch im Baurayon der Stadt T. liege und demnach als Baugrund 
anzuſehen ſei Die Gemeinde meinte, daß der expropriirte Grund als 
Baugrund nicht angeſehen werden könne, weil derſelbe die durch die 
bereits beſtehenden Gebäude normirte Baulinie vollſtändig überſchreite 
und im Sinne der beſtehenden Bauvorſchriften niemals verbaut wer⸗ 
den dürfe. 

Mit dem Beſcheide vom 19. Mat 1884, 8. 7969, wurde 
ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft T. beſcheinigt, daß die expropriirte 
ehemals Leſche Grundfläche nicht im Baurayon der Stadt T. liege 
und ſomit auch nicht als Baugrund augeſehen werden könne. 

Gegen dieſen Ausſpruch recurrirte Wenzel L. an die Landes⸗ 
regierung; er machte geltend, daß die bezirkshauptmannſchaftliche Beſchei⸗ 
nigung den Thatſachen nicht entſpreche, denn die fragliche Grundfläche 
liege im Baurayon der Stadt T., d. h. in jenem Rayon, der verbaut 
iſt und verbaut werden kann und kann nach ihrer Lage als Baugrund 
augeſehen werden. In dieſem Sinne habe aber auch das Kreisgericht 
T. ſchon entſchieden.) 


Die Landesregierung in T. hat mit dem Erlaſſe vom 4. Juli 
1884, 3. 6535, den angefochtenen Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft 
T. behoben, weil ein behördlich genehmigter Lagerplatz ſür die Erweiterung 
der Stadt T. nicht vorliegt, ſomit auch kein innerhalb der Gemeinde⸗ 
gemarkung liegender Grund als außer dem Baurayon liegend erklärt 
werden kann. 

Dagegen wurde die Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, nach 
vorheriger, unter Zuziehung aller Intereſſenten zu pflegender örtlicher 
Erhebung, bei welcher die Lage der enteigneten Grundfläche zu der 
vorbeiführenden Reichsſtraße genau zu conſtatiren iſt, der Stadtgemeinde 
T. die Beſcheinigung zu ertheilen, daß auf dem innerhalb einer Ent⸗ 
fernung von 5 Meter von der Kante des dermaligen Straßenkörpers 
liegenden Theil der Parcelle Nr. 76 während der Dauer des Beſtandes 
der Reichsſtraße gemäß 8 27 der ſchleſiſchen Bauordnung ein geſetzliches 
Bauverbot laſtet, von deſſen Geltendmachung die Reichsſtraßenverwaltung 
mit Rückſicht auf die beſtehende Baulinie an der Südſeite der Reichsſtraße 
nicht abgehen könnte. 

Nach durchgeführter Localerhebung hat die Bezirkshauptmannſchaft 
T. unterm 31. Juli 1884, 3. 12.136, nachſtehenden Beſcheid erlaſſen: 

„Bei der am heutigen Tage vorgenommenen Localerhebung wurde 
conſtatirt, daß die mit dem Erkenntniſſe der Landesregierung vom 
9. October 1883, 3. 9888, von der dem Wenzel L. gehörigen 
Realität Nr. 34/35 am Weinplatze in T. zur Straßenerbreiterung 
expropriirte Grundfläche von 114·˙4 ] M. in ihrer größten Entfernung 
von der Reichsſtraße, von der Kante dieſer Straße 33 M. entfernt 
iſt. Auf Grund dieſer Erhebung wird in Folge Weiſung der Landes- 
regierung vom 4. Juli 1884, 3. 6533, beſcheinigt, daß auf dieſer 
expropriirten Grundfläche während der Daner des Beſtandes der 


Reichsſtraße gemäß § 27 der ſchleſiſchen Bauordnung ein geſetzliches 


Bauverbot laſtet, von deſſen Geltendmachung die Reichsſtraßenverwaltung 
mit Rückſicht auf die beſtehende Baulinie an der Südſeite der Reichs— 
ſtraße niht abgehen könnte.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde die Berufung binnen 4 Wochen 
an das Miniſterium des Innern eingeräumt. 

In dem Miniſterialrecurſe führte L. aus: Es ſei zwar richtig, 
daß die Entfernung der expropriirten Grundfläche von der Reichsſtraße nur 
3˙3 M. betrage und daß im Sinne des § 67 der ſchleſiſchen Bauordnung 
auf dieſem Grunde nicht gebaut werden dürfe. Der § 27 der Bau⸗ 
ordnung verbiete die Vornahme von Bauten in einer Entfernung von 
5 Metern von Straßen, ſpreche jedoch nicht aus, daß ein innerhalb 
dieſer Diſtanz gelegener Grund wegen dieſes Bauverbotes nicht als 
Baugrund angeſehen werden dürfe. Inſoferne in dieſer Beziehung die 
Entſcheidung unklar erſcheine und geeignet ſei, die falſche Auffaſſung 
hervorzurufen, daß der expropriirte Grund nicht als Baugrund gelten 
könne, fühle ſich der Recurrent aber beſchwert. Der § 27 der 
Bauordnung könne allein im vorliegenden Falle nicht maßgebend ſein, es 
müſſe auch auf die 88 5 und 6 der Bauordnung Bedacht genommen werden. 
Nach dieſen Beſtimmungen unterliege es keinem Zweiſel, daß der fragliche 
Grund als Baugrund zu bewerthen ſei. Nachdem dies in der angefochtenen 
Entſcheidung ausdrücklich nicht enthakten ſei, ſei dieſe Entſcheidung 
unvollſtändig und müſſe dahin ergänzt werden, daß der expropriirte 
Grund als Baugrund der Bewerthung zu unterziehen ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit der Entſcheidung vom 
13. October 1884, 3. 14.772, erkannt: 

„Das Miniſterium des Innern findet den bezirkshauptmannſchaft— 
lichen Beſcheid vom 19. Mai 1884, 3. 7969, dann jenen Theil der 
Entſcheidung der k. k. Landesregierung vom 4. Juli 1884, 3. 6535, 
mit welcher dieſer Beſcheid aus meritoriſchen Gründen außer Kraft 
geſetzt wurde, wegen Incompetenz von Amtswegen zu beheben, weil 
die Entſcheidung der Frage, ob ein Grund als Baugrund auzuſehen ſei 
oder nicht, den ordentlichen Baubehörden, d. i. den autonomen, keines⸗ 
wegs aber den politiſchen Behörden zuſteht. 

Inſoferne der Recurrent demnach ein Zeugniß darüber anſtrebt, 
daß die fragliche Grundfläche als Baugrund anzuſehen ſei, wird derſelbe 
an die autonomen Organe verwieſen. 

Dagegen wird jener Theil der bezogenen Landesregierungs⸗Ent⸗ 
ſcheidung, mit welcher die Beſcheinigung über den Umſtand, daß gemäß 
§ 27 der Bauordnung für Schleſien rückſichtlich der in Rede ſtehenden 
Grundfläche ein Bauverbot beſteht, angeordnet und beziehungsweiſe der 
bezirkshauptmannſchaftliche Beſcheid vom 31. Juli 1884, 3. 12.136, 
mit welcher dieſe Beſcheinigung im Namen und Auftrage der Landes⸗ 


regierung als Reichsſtraßenverwaltung ausgeſtellt wurde, aufrecht erhalten, 
weil dieſe Beſcheinigung competent ausgeſtellt und in den thatſächlichen 
Verhältniſſen im Zuſammenhalte mit den Vorſchriften des 8 27 der 
ſchleſiſchen Bauordnung begründet erſcheint.“ K 


Für die Bewilligung der Uebertragung eines Gaſt⸗ und Schank⸗ 
gewerbes von einer Betriebslocalität auf eine andere desſelben 
Ortes hat der Localbedarf nicht in Betracht zu kommen. 

Mit der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 10. Auguſt 1883, Z. 13.643, 
wurde in Beſtätigung der Entſcheidung des Stadtrathes in M. vom 
13. Juli 1883, 3. 8190, die von Cäcilia M. angeſuchte Uebertragung 
ihres Gaſt⸗ und Schankgewerbes von Haus Nr. 11 Mühlgaſſe auf das 
Haus Nr. 9 Poſtgaſſe in M. wegen Mangel des Localbedarfes 
verweigert. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand mit Entſcheidung vom 
7. Juli 1884, 3. 5496, dem von Cäcilia M. gegen dieſe Statthalterei⸗ 
Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe ſtattzugeben und die 
fragliche Gaſt⸗ und Schankgewerbe⸗Uebertragung zu bewilligen, „nachdem 
es ſich bei derlei Uebertragungen nicht um die Vermehrung von Gaſt⸗ 
gewerben handelt, ſonach der Localbedarf nicht in Betracht kommt und 
im vorliegenden Falle anderweitige Anſtände gegen die Uebertragung 
nicht beſtehen.“ 0. 


Geſetze und Perordnungen. 


1884. I. Semeſter. 


Neichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


V. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. — 21. Conceſſionsurkunde vom 15. Jänner 
1884 für die Localbahnen von Brünn nach Tiſchnowitz (Vorkloſter) und von 
Rudelsdorf nach Landskron. — 22. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 
24. Jänner 1884, betreffend die Aufhebung des Zollamtes Visegrad und Errichtung 
eines Zollamtes in Vardiste. — 23. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 
30. Jänner 1884, betreffend die Erweiterung der Verzollungsbefugnifſe der königl. 


ungariſchen Nebenzollämter zu Novi, Bortore, Selce und Jablanac. — 24. Verordnung 
des Finanzminiſteriums vom 31. Jänner 1884, betreffend die Giltigkeitsdauer der 


Deckungsurkunden für in einem Theile des Grenzbezirkes controlpflichtiges Mineralöl. 
— 25. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 6. Februar 1884, betreffend 
die Zurückverlegung des k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe Niederlichtenwalde zu 
Waltersdorf in Sachſen nach Niederlichtenwalde. 

VI. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. — 26. Verorduung des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 7. Februar 1884, betreffend die Prüfung der Can⸗ 
didaten des Gymnaſial⸗ und des Realſchullehreramtes. 

VII. Stück. Ausgeg. am 12. März. — 27. Handelsconvention vom 18. Febr. 
1884 zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Frankreich. — 28. Erlaß des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 1884, betreffend die Auflafſung der 
Direction für adminiſtrative Statiſtik und Vereinigung ihrer Agenden mit jenen 
der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion. — 29. Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 29. Februar 1884, betreffend die Gewährung der Steuerrückvergütung für 
den zur Erzeugung von Knallqueckfilber verwendeten Spiritus. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 12. März. — 30. Verordnung des Miniſters für 
Cultus und Unterricht und des Finanzminiſters vom 2. Februar 1884, betreffend 
die Friſt zur Erſtattung der in den 88 7 und 8 der Verordnung vom 21. Auguſt 
1881 (R. G. Bl. Nr. 112) vorgeſehenen Nachtragsbekenntniſſe zur Bemeſſung 
der Religionsfondsbeiträge. — 31. Conceſſionsurkunde vom 6. Februar 1884 
für die Locomotiveiſenbahn von Elbogen nach Gießhübel. — 32. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 8. März 1884, betreffend Aenderungen des Gebietsumfanges 
der Bezirksgerichtsſprengel Olesko, Brody, Zalösce und Zboröw in Galizien. 


IX. Stück. Ausgeg. am 19. März. 33. Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 14. Marz 1884, womit eine Polizeiordnung für die Seehäfen erlaſſen wird. 
— 34. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 14. März 1884, betreffend 
die Regelung des Haudverkaufes in den öffentlichen Apotheken. 

X. Stück. Ausgeg. am 25. März. — 35. Geſetz vom 16. März 1884, womit 
zum Schutze der Gläubiger gegen benachtheiligende Handlungen einige Beſtimmungen 
der Concursordnung und des Executionsverſahrens abgeändert, beziehungsweiſe 
ergänzt werden. — 36. Geſetz vom 16. März 1884 über die Anfechtung von 


Rechtshandlungen, welche das Vermögen eines zahlungsunfähigen Schuldners 
betreffen. — 37. Verordnung der Miniſter des Innern, des Handels und des 
Ackerbaues vom 22. März 1884, womit der Zeitpunkt der Wirkſamkeit der mit 
der Miniſterialverordnung vom 3. September 1883 (R. G. Bl. Nr. 145) 
erlaſſenen Marktordnung für den Wiener Centralviehmarkt in St. Marx feſt⸗ 
geſetzt wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 30. März. — 38. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 15. März 1884, betreffend die Betrauung der Finanzwach⸗ 
Abtheilung in Auſſa⸗Luiko im Küſtenlande mit den Befugniſſen eines Nebenzoll⸗ 
amtes II. Claſſe. — 39. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. März 1884, 
betreffend die Zuweiſung des Gerichtsbezirkes Böbrfa zu dem Sprengel des 
Landesgerichtes Lemberg in Galizien. — 40. Geſetz vom 29. März 1884, betreffend 
die Forterhebung der Steuern und Abgaben und die Beſtreitung des Staats⸗ 
aufwandes im Monate April 1884. 


XII. Stück. Ausgeg. am 1. April. — 41. Verordnung der Miniſterien 
der Finanzen und des Handels vom 1. April 1884, betreffend die obligatoriſche 
Einführung von Eiſenbahn⸗Frachtbriefen mit eingedrucktem Stempelzeichen. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 6. April. — 42. Eiſenbahnconvention vom 
9. Mai 1883 zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie, der Türkei, 
Serbien und Bulgarien — 43. Geſetz vom 17. März 1884, betreffend die 
Gebührenbefreiung der Stiftungen und Widmungen zu Unterrichts⸗, Wohlthätigkeits⸗ 
und Humanitätszwecken aus Anlaß der Geburt Ihrer k. und k. Hoheit der 
durchlauchtigſten Frau Erzherzogin Eliſabeth. — 44. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 27. März 1884, betreffend die Errichtung des Kreisgerichtes 
Brzezany in Galizien. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 12. April. — 45. Finanzgeſetz für das Jahr 
1884 vom 8. April 1884. 


XV. Stück. Ausgeg. am 12. April. — 46. Verordnung der Miniſterien 
der Finanzen und des Handels vom 11. März 1884, betreffend Zollbehandlung 
von gemeinen italienischen Weinen in Ciſternenwaggons. — 47. Verordnung 
der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 24. März 1884, betreffend 
Feſtſetzung der Tara bei Verzollung von Phosphor. — 48. Verordnung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 26. März 1884, betreffend Ab⸗ 
änderung einiger Taraſätze bei Verzollung von Mineralölen. — 49. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 28. März 1884, betreffend die Erweiterung der Befugniſſe 
des Nebenzollamtes II. Claſſe in Mihaljevic. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


„„Seine Majeſtat haben dem Oberförſter Friedrich Huber in Hütteldorf 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Viceforitmeifters 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Staude der Wiener Polizeidirection die Polizei⸗Obercommiſſäre Joſeph Schodl 
und Friedrich Heide zu Polizeiräthen, den Polizeicommiſſär Alois Gattoni 
und den mit dem Titel eines kaiſerlichen Rathes bekleideten Polizeicommiſſär 
Bernhard Frankl zu Polizei⸗Obercommiſſären, dann die Poltzeiconcipiſten Johann 
Ile und Dr. Siegfried Robitſchek zu Polizeicommiſſären ernannt. 

8 Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Anton Hilbert zum Statthaltereiſecretär in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hilſsämter⸗Directionsadjuncten der k. k. 
Generaldirection der Tabakregie Johann Kuhny zum Hilfsämter⸗Director bei 
dieſer Generaldirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Magazinsverwalter Karl Prochaska, dann 
die Zolloberamts⸗Officiale Friedrich Schramek und Ignaz Schillerwein zu 
Zolloberamts⸗Controloren des Hauptzollamtes in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirks⸗Poſtcommiſſär Ludwig Pikor zum 
Poſtſecretar in Lemberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Paul Ballarini und 
Adolph Freiherrn von Ingenhaeff zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Handels⸗ 
miniſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Julius Sy rutſchek und 
den Forſttechniker Karl Rainer zu Forſtinſpectionsadjuncten in Tirol ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die k. k. Bauprakticanten Dominik 
Svoboda und Vincenz Hütner zu k. k. Bauadjuncten im Staatsbaudienſte in 
Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtadjunctenſtelle auf dem Stiftungsfondsgute des Wiener Magiſtrates 
Ebersdorf a. d. Donau mit 500 fl. Gehalt, Naturalwohnung und Holzdeputat, 
bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 3.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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